
SCHWEIZ18 Dienstag, 22. April 2008 � Nr. 93 Neuö Zürcör Zäitung
<wm>%gyDp+7z8%kH%wDlO%aZ+0"xrW%K6%4g1.a%Si+15Twk%Ah%"n'.S%Bp+QC4P4Xx%cB%tGrKfDJX%dE%m95Xq-uVtLHH-a6-kx6DaZ7Xa%uz%OV3g%E7%xOBH=L%W8mHS-"GYgOO-IJ-ayJqIswHI.TF9%bD%VFUj8f%IZ%HfIFM8iLUQL%dhLhV.CUy%Xn%JlXzAuIEL8E%Sy%j9SN'ZBwUefI%bAD=7.GGJ%I'%7CIFM8DjBnLW%E7%xOcHFL%W8P4F+NU7+bF+ox%RqJK%OsZ7+A=4U+evA8%qQ%gwA8LT%tV</wm>

<wm>%"0g1+bnI%K6%4gh8%7S%tV'86-Un2dee-lk-/jkRlOy8l%U3%9nDp%Sy</wm>

Th
e C

re
at

ive
 Fa

cto
ry
Anzeige
Das Klischee der «liberalen» SVP-Kantonalparteien
Grosse Geschlossenheit der SVP in den Kernfragen

Von Andreas Ladner und Jan Fivaz*
Im Hinblick auf die Debatte um den Par-
teiausschluss von Bundesrätin Widmer-
Schlumpf sowie um Gerüchte allfälliger
Abspaltungen in einzelnen Kantonen
interessiert, wo sich die SVP-Kantonal-
parteien eigentlich politisch positionieren.
Die Untersuchung auf der Basis von
«Smartvote» relativiert gängige Klischees
von sogenannt «liberalen» SVP-Sektionen.

Ausschlaggebend für die zukünftigen Entwick-
lungen innerhalb der SVP ist die politische Posi-
tionierung ihrer Kantonalparteien. Wo die einzel-
nen Kantonalparteien stehen und wie geschlossen
diese sind, zeigen die Daten der Online-Wahlhilfe
«Smartvote». Hier finden sich die Positions-
bezüge von 335 Nationalratskandidatinnen und
-kandidaten der SVP. Das sind mehr als 80 Pro-
zent sämtlicher Kandidierenden dieser Partei.
Dabei kann von der Annahme ausgegangen wer-
den, dass die Kandidierenden ein repräsentatives
Bild der politischen Positionierung einer Partei
bieten. Schliesslich findet nur, wer der inhalt-
lichen Linie einer Kantonalpartei entspricht und
parteiintern auch über eine gewisse Bedeutung
verfügt, Aufnahme auf den Wahllisten.

Die Berner und die Bündner
Das grösste Konfliktpotenzial innerhalb der SVP
wird gemeinhin bei den Bündnern und den Ber-
nern angesiedelt. Diese beiden Kantonalparteien
gelten als besonders liberal und damit als starkes
Gegengewicht zur Zürcher SVP. Die Auswertun-
gen der «Smartvote»-Daten zeigen nun aber, dass
zwar die Berner und die Bündner Kantonalpartei
zu den liberaleren Kantonalparteien gehören,
dass jedoch die Zürcher SVP noch etwas liberaler
ist – wenn man die Positionen zu wirtschaftlicher
Liberalisierung sowie zur Finanz- und Steuerpoli-
tik heranzieht. Aber auch bei Fragen der gesell-
schaftlichen Liberalisierung sind die Zürcher
deutlich weniger konservativ als die Berner. Der
Begriff «liberal» ist also nur bedingt geeignet, die
parteiinternen Differenzen zu beschreiben.

Ein anderes Bild des parteiinternen Konflikt-
potenzials zeichnet die Rechts-Links-Achse. Hier
zeigt sich nun, dass die SVP Graubünden die-
jenige Kantonalpartei ist, die am stärksten in
Richtung der Mitteparteien tendiert. Auf dieser
Achse ähnlich positionierte Kantonalparteien fin-
den sich vor allem in der Westschweiz und im Tes-
sin. Der «rechte» Flügel hingegen befindet sich
klar in den Kantonen Solothurn, St. Gallen,
Schwyz und Aargau. Die Zürcher Kantonalpartei
jedoch liegt gemeinsam mit den Bernern ziemlich
nahe am gesamtschweizerischen Durchschnitts-
wert der SVP.

Zürcher bilden den Durchschnitt
Betrachtet man schliesslich sämtliche politischen
Stellungnahmen der Kandidierenden zu den ein-
zelnen der insgesamt 63 Fragen des «Smart-
vote»-Fragebogens, so zeigt sich, dass die Zürcher
Kandidierenden dem gesamtschweizerischen
Durchschnitt am nächsten kommen. Stärker vom
Mittelwert weichen die Sektionen in jenen Kanto-
nen ab, in denen die SVP erst in den letzten Jah-
ren richtig Fuss gefasst hat, so etwa in der Zen-
tral- und der Westschweiz. Erstaunlich durch-
schnittlich sind auch die Berner, die Aargauer
und die Thurgauer Kandidierenden. Besonders
bemerkenswert ist auch hier, dass sich zwischen
den Kandidierenden aus den Kantonen Zürich
und Bern keine grossen Gräben auftun.

Generell gilt, dass die Unterschiede zwischen
den Kantonalparteien vor allem dann gross sind,
wenn man das gesamte Spektrum der politischen
Fragen betrachtet. Beschränkt
man sich jedoch auf die wichtigs-
ten Themen der SVP wie etwa
die EU-Integration, Fragen be-
treffend Migration und Asyl-
politik sowie die Finanz- und
Steuerpolitik, so fällt die partei-
interne Geschlossenheit der
SVP markant grösser aus. Dass
innerhalb einer Partei vor allem
bei den wichtigsten Themen
eine weitgehend identische Mei-
nung vertreten wird, kann in
politischen Auseinandersetzun-
gen von grossem Vorteil sein. In
einem vergleichbaren Mass fin-
det sich eine solche Fokussie-
rung auf Kernthemen auch bei
der SP und bei den Grünen. Bei
der FDP und der CVP ist es da-
gegen nicht nur deutlich schwie-
riger, Kernthemen zu identifizie-
ren, sondern es lässt sich bei den
für die beiden Parteien zentra-
len Fragen auch keine markant
grössere Geschlossenheit im
Vergleich zu den Themen von
untergeordneter Bedeutung finden. Der Ver-
gleich mit den anderen grossen Parteien zeigt zu-
dem auch, dass die SVP thematisch deutlich ge-
schlossener ist als die FDP und die CVP, aller-
dings erreicht sie noch lange nicht die Geschlos-
senheit der SP und der Grünen.

Insgesamt sind die inhaltlichen Differenzen
innerhalb der gesamten SVP wie auch innerhalb
ihrer Kantonalparteien somit nicht besonders
gross. Damit ist die Gefahr, dass es aufgrund fun-
damental unterschiedlicher politischer Positionen
zu einer Parteispaltung in grösserem Ausmass
kommt, die neben der SVP Graubünden noch
andere Kantonalparteien erfasst, gering. Die
Konflikte beschränken sich vor allem auf Fragen
des Vorgehens und des politischen Stils. Auch
wenn die Bedeutung dieser Aspekte für das gute
Funktionieren einer Demokratie nicht unter-
schätzt werden dürfen, so kann bezweifelt wer-
den, dass sie für eine Parteispaltung ausreichen.
* Andreas Ladner ist Professor für öffentliche Verwaltung und
institutionelle Politik am IDHEAP Lausanne und Leiter des
Projektes «smart-voting» im Rahmen des NCCR «Challenges to
Democracy in the 21st Century» des Schweizerischen National-
fonds. Jan Fivaz ist wissenschaftlicher Mitarbeiter in diesem Pro-
jekt. – Bei den Nationalratswahlen 2007 haben mehr als 2600 der
insgesamt rund 3100 Kandidierenden für die Online-Wahlhilfe
«Smartvote» Fragen zur politischen Einstellung beantwortet
(vgl. www.smartvote.ch).
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SVP-Kantonalparteien

Quelle: Smartvote NZZ

Auf der Links-Rechts-Achse Auf der Konservativ-Liberal-Achse

Abgebildet sind die Abweichungen der einzelnen SVP-Kantonalparteien vom Mittelwert
aller Kantonalparteien. Auf der Konservativ-Liberal-Achse, die von 0 (konservativ)
bis 100 (liberal) reicht, liegt der Mittelwert für die SVP bei 36,8. Auf der Links-Rechts-Achse
(0 = rechts, 100 = links) liegt der Mittelwert bei 26,1.
Regeln für Integrität in der Wissenschaft
Grundsätze und Verfahrensvorschläge der Akademien
C. W. Wissenschafter sind zwar um die Wahrheit
bemüht, aber nicht dagegen gefeit, dem kurzfris-
tigen eigenen Erfolg mit unlauteren Methoden
nachzuhelfen. Zeit- und Konkurrenzdruck wie
auch kompliziertere Formen der Forschungsorga-
nisation dürften die Anfälligkeit für Fehlverhal-
ten verstärken. Dies beeinträchtigt sowohl das
Funktionieren der Forschung als auch ihre
Glaubwürdigkeit. Die Akademien der Wissen-
schaften Schweiz (der Verbund der Dachgesell-
schaften) haben daher auf der Basis eines Memo-
randums Grundsätze zur wissenschaftlichen Inte-
grität und Verfahrensregeln für den Umgang mit
Verstössen publiziert. Den Hochschulen und
anderen Forschungseinrichtungen wird nahege-
legt, entsprechende Vorkehren zu treffen, wenn
dies nicht schon geschehen ist.

Prinzipien und Sündenkatalog
Integrität heisst für die Akademien «Wahrhaftig-
keit, Offenheit, Selbstdisziplin, Selbstkritik und
Fairness». Das Autorenteam, eine Arbeitsgruppe
unter Vorsitz des emeritierten Berner Medizin-
professors Emilio Bossi, konkretisiert die Nor-
men vor allem für Forschungsprojekte, ohne
Ethik und gute Praxis darauf zu reduzieren. Zu
den Gegenständen der Grundsätze gehören na-
mentlich der Projektplan einschliesslich des Ver-
hältnisses zum Geldgeber, der Umgang mit Daten
und Materialien sowie die Publikation von Resul-
taten. Eine auf Erfahrungen beruhende Liste
illustriert, was unter Fehlverhalten zu verstehen
ist: zum Beispiel das Erfinden von Forschungs-
ergebnissen, die willkürliche Gewichtung von
Daten, deren vorzeitige Beseitigung, die Behin-
derung der Arbeit anderer Forschender, das Pla-
giat und die Nichterwähnung wesentlicher Bei-
träge von Mitarbeitern bei der Publikation, aber
auch das Verschweigen von Interessenbindungen
sowie fahrlässige oder vorsätzliche Fehlbeurtei-
lungen bei einer Begutachtung.

Aufklärung und Sanktionen
Wissenschaftliches Fehlverhalten soll nach klarer
Ansicht der Akademien nicht toleriert, sondern –
unabhängig von rechtlichen Schritten – von den
Forschungsinstitutionen aufgeklärt und geahndet
werden. Dazu seien eine Organisation und ein
Verfahren vorzusehen, das von einer Anlauf- und
Ombudsstelle über einen Integritätsbeauftragten
zu einer Ermittlungs- und einer Entscheidungs-
instanz führt. Für die Sanktionen wird auf die
Regeln der einzelnen Forschungsinstitutionen
verwiesen. Mehrfach erwähnt wird die Pflicht, die
anzeigende Person vor Repressalien zu schützen.
Keine konkrete Empfehlung findet sich zur «all-
fälligen Information der Öffentlichkeit» und zur
Frage, wie eine sich allenfalls auf das ganze Be-
rufsleben auswirkende Anprangerung des Schul-
digen oder Angeschuldigten zu vermeiden sei.

Die meisten schweizerischen Universitäten
haben sich in den letzten Jahren im Zug eines
internationalen Trends bereits solche Richtlinien
und Verfahren gegeben. Zum Beispiel an der Uni-
versität Zürich sind die Normen eher knapp, be-
sonders ausführlich sind sie in Genf und nach die-
sem Muster in Lausanne. Mögliche Sanktionen
werden im Anhang zur betreffenden Verordnung
der ETH Zürich ausdrücklich genannt. Sie rei-
chen vom Verweis und von der Kürzung von For-
schungsmitteln über die Bekanntmachung des
Fehlverhaltens bei Behörden und in der Fachwelt
bis zum Entzug der Lehrbefugnis oder des Titels
und zur Entlassung.
www.akademien-schweiz.ch
Waffenplatz Andermatt wird
für Tourismusresort saniert

Altdorf, 21. April. (sda) Ein Teil des geplanten
Tourismusresorts in Andermatt wird auf dem
heutigen Waffenplatz realisiert. Das mit Schwer-
metallen belastete Gelände muss deshalb saniert
werden. Der Kanton Uri hat die geplanten Sanie-
rungsmassnahmen gutgeheissen. Gemäss einer
Mitteilung des Amts für Umweltschutz vom Mon-
tag will die Andermatt Alpine Destination Com-
pany (AADC), die das Resort baut, noch im Mai
mit den ersten Rückbau- und Sanierungsarbeiten
auf dem Waffenplatzareal beginnen. Das geneh-
migte Sanierungsprojekt stehe ganz im Zeichen
der künftigen touristischen Nutzung, schreibt das
Amt für Umweltschutz. Deshalb würden gewisse
Zonen total dekontaminiert.
Integrationsprobleme
anerkannter Flüchtlinge

Defizite bei Arbeit und Gesundheit

Bern, 21. April. (sda) Nur ein Drittel der aner-
kannten Flüchtlinge ist nach fünf Jahren erwerbs-
tätig. Fast 30 Prozent beurteilen ihren Gesund-
heitszustand als schlecht. Das geht aus einem Be-
richt des Bundesamtes für Migration hervor. Er
beruht auf insgesamt 2200 Antworten von Flücht-
lingen und von Sozialarbeitern. Die Flüchtlings-
bevölkerung wurde zu drei verschiedenen Zeit-
punkten beobachtet: beim Asylentscheid, ein
Jahr später sowie fünf Jahre nach der Einreise in
die Schweiz.

20 Prozent der Flüchtlinge sind zum Zeitpunkt
des positiven Asylentscheids erwerbstätig. Dieser
Anteil sinkt im Zeitverlauf, erreicht jedoch fünf
Jahre nach der Einreise einen Wert von über 30
Prozent. Analog dazu bewegt sich die Abhängig-
keit von der Sozialhilfe. Etwas weniger als zwei
Drittel der Flüchtlinge unterhalten regelmässige
Kontakte zur schweizerischen Wohnbevölkerung.
Ein Drittel betätigt sich aktiv in einer Vereini-
gung oder Organisation. Über zwei Drittel der
Flüchtlinge sind mit ihren Kontakten zufrieden.

Gegen 30 Prozent der Flüchtlinge fühlen sich
in einem stärkeren oder schwächeren Ausmass
krank. Ihr Gesundheitszustand verschlechtert
sich tendenziell im Laufe der in der Schweiz ver-
brachten Jahre. Die Flüchtlinge beurteilen ihre
Gesundheit wesentlich negativer als die Sozial-
arbeiter. Drei Viertel der Flüchtlinge können zum
Zeitpunkt des Asylentscheids einfache Unterhal-
tungen führen, und mehr als ein Drittel vermag
auch komplexe Situationen sprachlich zu bewälti-
gen. Die Hälfte besitzt ausreichende Sprach-
kenntnisse für die berufliche Integration – die
Frauen allerdings weniger als die Männer.
AUS DEN KANTONEN

Sozialhilfe im Kanton Bern mit Inspektoren. Der
Kanton Bern startet ein Pilotprojekt mit Sozialhilfe-
inspektoren in vier Gemeinden. Der Einsatz der
Inspektoren in Bern, Biel, Ittigen und Köniz soll zei-
gen, ob der Sozialhilfemissbrauch dadurch effizien-
ter bekämpft werden kann. Die Erkenntnisse aus
dem Pilotprojekt sollen einen Nutzen für den ganzen
Kanton bringen. Das Projekt dauert bis im Oktober
dieses Jahres. Die Auswertung stellt der Kanton bis
Ende 2008 oder Anfang 2009 in Aussicht. (sda)
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